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Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 666) und der §§ 2, 4 und 5 des Kommu-

nalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 

712/SGV NRW 610), zuletzt geändert durch Art. 19 
des Gesetzes vom 23.01.2018 (GV. NRW. S. 90) 

hat der Rat der Stadt Leverkusen in seiner Sitzung 
am ……..……… folgende Satzung beschlossen: 

 
 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 666) und der §§ 2, 4 und 5 des Kommu-

nalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 
712/SGV NRW 610) – jeweils in der bei Inkrafttre-
ten dieser Satzung geltenden Fassung – hat der 
Rat der Stadt Leverkusen in seiner Sitzung am 

……..……… folgende Satzung zur 10. Änderung 
der Verwaltungsgebührensatzung vom 22.06.1998 

beschlossen: 

Änderung der Präam-
bel und Fortschrei-
bung der Aufzählung 
der Satzungsände-
rungen. 

§ 1 
Gegenstand der Gebühr 

§ 1 
Gegenstand der Gebühr 

 

Für die in dem Gebührentarif (Anlage zur Satzung) 
genannten Leistungen werden Verwaltungsgebüh-
ren nach Maßgabe dieser Satzung erhoben, soweit 
Verwaltungsgebühren nicht nach überörtlichen 
oder besonderen örtlichen Rechtsvorschriften zu 
erheben sind. 
 

 unverändert 

§ 2 
Gebührenpflichtige 

 

§ 2 
Gebührenpflichtige 

 

 



 - 2 -  
 

Alte Fassung Neue Fassung Bemerkungen 
 

Zur Zahlung der Gebühr ist verpflichtet, wer die 
Leistung beantragt oder wen sie unmittelbar be-
günstigt. Mehrere Gebührenpflichtige haften als 
Gesamtschuldner bzw. Gesamtschuldnerinnen. 

 unverändert 

§ 3 
Gebührenfreiheit 

§ 3 
Gebührenfreiheit 

 

 

1. Sachliche Gebührenfreiheit: 
 

Gebühren werden nicht erhoben für 
 

a) mündliche Auskünfte, 
 

b) Leistungen, die überwiegend im öffentlichen 
Interesse erfolgen, 

 
c) Leistungen, für die durch das Sozialgesetz-
buch oder andere Rechtsvorschriften Gebühren-
freiheit vorgeschrieben ist, 

 
d) Leistungen auf dem Gebiet des öffentlichen 

Schulwesens, 
 
e) Leistungen, die die Stadt Leverkusen gegen-

über ihren Beamtinnen und Beamten, Ange-
stellten, Arbeiterinnen und Arbeitern, Auszu-
bildenden, Versorgungsempfängerinnen und 

1. Sachliche Gebührenfreiheit: 
 

Gebühren werden nicht erhoben für 
 

a) mündliche Auskünfte, 
 

b) Leistungen, die überwiegend im öffentlichen 
Interesse erfolgen, 

 
c) Leistungen, für die durch das Sozialgesetz-
buch oder andere Rechtsvorschriften Gebühren-
freiheit vorgeschrieben ist, 

 
d) Leistungen auf dem Gebiet des öffentlichen 

Schulwesens, 
 
e) Leistungen, die sich aus einem bestehenden 

oder früheren Dienst- oder Beschäftigungs-
verhältnis von Bediensteten der Stadtverwal-
tung Leverkusen ergeben. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kürzere Formulie-
rung, veraltete Be-
griffe aus dem Ar-
beitsrecht wurden ge-
strichen  
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Versorgungsempfängern und deren Hinter-
bliebenen in Angelegenheiten vornimmt, die 
sich auf das bestehende oder frühere Dienst-
, Versorgungs-, Arbeits- oder Ausbildungs-
verhältnis beziehen. 

 

2. Persönliche Gebührenbefreiung: 
 

Von der Entrichtung der Gebühren sind befreit 
 

a) das Land, die Gemeinden und Gemeindever-
bände, sofern die Leistung der Verwaltung 
nicht ihre wirtschaftlichen Unternehmen be-
trifft oder es sich nicht um amtliche Beschei-
nigungen, Zeugnisse oder Gutachten gemäß 
§ 6 Abs. 1 Satz 2, § 19 des Gesetzes über 
den öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGDG) 
handelt oder es sich nicht um eine Tätigkeit 
im Sinne des § 4 Abs. 2 Kommunalabgaben-
gesetz auf dem Gebiet der Bauleitplanung, 
des Kultur-, Tief- und Straßenbaus handelt (§ 
5 Abs. 6 Nr. 1 KAG) oder die Gebühr nicht 
einer bzw. einem Dritten als Veranlasser zur 
Last gelegt ist, 

 
b) die Bundesrepublik und die anderen Länder, 

soweit Gegenseitigkeit gewährleistet ist (§ 5 
Abs. 6 Nr. 2 KAG), 

 
c) die Kirchen und Religionsgemeinschaften 

des öffentlichen Rechts, soweit die Leistung 
der Verwaltung unmittelbar der Durchführung 

 

 
 
 
 
 
2. Persönliche Gebührenbefreiung: 
 

Von der Entrichtung der Gebühren sind befreit 
 

a) das Land, die Gemeinden und Gemeindever-
bände, sofern die Leistung der Verwaltung 
nicht ihre wirtschaftlichen Unternehmen be-
trifft oder es sich nicht um amtliche Beschei-
nigungen, Zeugnisse oder Gutachten gemäß 
§ 3 Abs. 5, § 18 des Gesetzes über den öf-
fentlichen Gesundheitsdienst (ÖGDG)  

 handelt oder es sich nicht um eine beantragte 
sonstige Tätigkeit auf dem Gebiet der Bau-
leitplanung, des Kultur-, Tief- und Straßen-
baus handelt, oder die Gebühr nicht einer 
bzw. einem Dritten als Veranlasser zur Last 
gelegt ist, 

 
 

b) die Bundesrepublik und die anderen Länder, 
soweit Gegenseitigkeit gewährleistet ist, 

 
 

c) die Kirchen und Religionsgemeinschaften 
des öffentlichen Rechts, soweit die Leistung 
der Verwaltung unmittelbar der Durchführung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das ÖGDG wurde 
2025 überarbeitet und 
neu gefasst, die Ver-
weise daher aktuali-
siert 
 
 
 
 
Verweise auf das 
KAG sind bei 2. a), b) 
und c) entbehrlich, 
weil in der Präambel 
bereits darauf verwie-
sen wird. Konkretisie-
rend wird der wörtli-
che Text aus dem 
KAG übernommen. 
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kirchlicher Zwecke im Sinne des § 54 der Ab-
gabenordnung dient (§ 5 Abs. 6 Nr. 3 KAG). 

 
3. In Ausnahmefällen kann auf Antrag von der 

Festsetzung der Gebühr ganz oder teilweise ab-
gesehen werden, wenn eine Erhebung wegen 
der besonderen Umstände des Einzelfalles nicht 
angebracht erscheint. 

 

kirchlicher Zwecke im Sinne des § 54 der Ab-
gabenordnung dient. 

 
3. In Ausnahmefällen kann auf Antrag von der 

Festsetzung der Gebühr ganz oder teilweise ab-
gesehen werden, wenn eine Erhebung wegen 
der besonderen Umstände des Einzelfalles nicht 
angebracht erscheint. 

 

§ 4 
Gebührenbemessung 

 

§ 4 
Gebührenhöhe 

 

Veraltete Begrifflich-
keit wurde ersetzt 

 
1. Die allgemeinen Gebührensätze in Teil A des 

Gebührentarifes gelten nur für 
Leistungen, für die in Teil B keine besonderen 
Gebührensätze vorgesehen sind. 

 
2. Sieht der Tarif Mindest- und Höchstsätze vor, ist 

die Gebühr nach pflichtgemäßem Ermessen zu 
bestimmen. Hierbei sind der notwendige Verwal-
tungsaufwand und die Bedeutung, der wirt-
schaftliche Wert oder der sonstige Nutzen der 
Leistung für die Gebührenpflichtige bzw. den 
Gebührenpflichtigen zu berücksichtigen. 

 

 unverändert 
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§ 5 
Ablehnung, Rücknahme und Widerspruchsbe-

scheid 
 

§ 5 
Ablehnung, Rücknahme und Widerspruchsbe-

scheid 
 

 

1. Wird ein Antrag auf eine gebührenpflichtige 
Leistung abgelehnt oder vor ihrer Beendigung zu-
rückgenommen, werden 10 bis 75 v.H. der Ge-
bühr erhoben, die bei ihrer Vornahme zu erheben 
wäre. Wird der Antrag lediglich wegen Unzustän-
digkeit abgelehnt, wird keine Gebühr erhoben (§ 5 
Abs. 2 KAG). 

 
2. Für einen Widerspruchsbescheid wird nur dann 

eine Gebühr erhoben, wenn der Verwaltungsakt, 
gegen den Widerspruch eingelegt wurde, 
gebührenpflichtig ist. Das Gleiche trifft zu bei 
Zurückweisung eines Widerspruchs. Die Gebühr 
beträgt bei voller Zurückweisung 50 v.H. der für 
den angefochtenen Verwaltungsakt festzuset-
zenden Gebühr (§ 5 Abs. 3 KAG). Bei nur teil-
weiser Zurückweisung ermäßigt sie sich ent-
sprechend. 

 

1. Wird ein Antrag auf eine gebührenpflichtige 
Leistung abgelehnt oder vor ihrer Beendigung zu-
rückgenommen, werden 10 bis 75 v.H. der Ge-
bühr erhoben, die bei ihrer Vornahme zu erheben 
wäre. Wird der Antrag lediglich wegen Unzustän-
digkeit abgelehnt, wird keine Gebühr erhoben. 
 

 
2. Für einen Widerspruchsbescheid wird nur dann 

eine Gebühr erhoben, wenn der Verwaltungsakt, 
gegen den Widerspruch eingelegt wurde, 
gebührenpflichtig ist. Das Gleiche trifft zu bei  
Zurückweisung eines Widerspruchs. Die Gebühr 
beträgt bei voller Zurückweisung 50 v.H. der für 
den angefochtenen Verwaltungsakt festzuset-
zenden Gebühr. Bei nur teilweiser Zurückwei-
sung ermäßigt sie sich entsprechend. 

 

Verweise auf das 
KAG sind an dieser 
Stelle entbehrlich, 
weil in der Präambel 
bereits darauf verwie-
sen wird. 
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§ 6 
Entstehung und Fälligkeit der Gebühr 

 

§ 6 
Entstehung und Fälligkeit der Gebühr 

 

 

1. Die Gebühr entsteht, soweit ein Antrag erforder-
lich ist, mit dessen Eingang bei der Stadt, im 
Übrigen mit Beendigung der gebührenpflichtigen 
Leistung. 

 
2. Die Gebühr wird mit der Bekanntgabe der Ge-

bührenentscheidung an die Gebührenpflichtige 
bzw. den Gebührenpflichtigen fällig. 

 
3. Die Aushändigung der Bescheinigungen, Ablich-

tungen usw. kann von der Zahlung der Gebühr 
abhängig gemacht werden. 

 
4. Werden gebührenpflichtige Schriftstücke ver-

sandt, kann die Gebühr durch Postnachnahme 
oder Vorauszahlung erhoben werden. 

 

1. Die Gebühr entsteht, soweit ein Antrag erforder-
lich ist, mit dessen Eingang bei der Stadt, im Üb-
rigen mit Beendigung der gebührenpflichtigen 
Leistung. 

 
2. Die Gebühr wird mit der Bekanntgabe der Ge-

bührenentscheidung an die Gebührenpflichtige 
bzw. den Gebührenpflichtigen fällig. 

 
3. Die Aushändigung der Bescheinigungen, Ablich-

tungen usw. kann von der Zahlung der Gebühr 
abhängig gemacht werden. 

 
4. Werden gebührenpflichtige Schriftstücke ver-

sandt, kann die Gebühr durch Vorauszahlung er-
hoben werden. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Deutsche Post 
hat die Leistung 
„Postnachnahme“ für 
Briefe eingestellt. 
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§ 7 
Auslagen 

 

§ 7 
Auslagen 

 

 

1. Auslagen, die im Zusammenhang mit der Leis-
tung entstehen, jedoch nicht bereits in die Ge-
bühr einbezogen sind, sind zu ersetzen. Das gilt 
auch, wenn die bzw. der Gebührenpflichtige von 
der Entrichtung der Gebühr befreit ist. 

 
2. Sie können auch der- bzw. demjenigen auferlegt 

werden, die bzw. der sie durch unbegründete 
Einwendungen verursacht hat. 

 
3. Zu ersetzen sind insbesondere 
 

a) Fernschreib-, Fernsprech-, Telefax-, Tele-
grammgebühren und Zustellungskosten, 

 
b) Kosten öffentlicher Bekanntmachungen, 

 
c) Zeugen- und Sachverständigenkosten, 

 
d) die bei Dienstgeschäften entstehenden Rei-

sekosten, 
 

e) Kosten der Beförderung oder Verwahrung 
von Sachen. 

 

1. Auslagen, die im Zusammenhang mit der Leis-
tung entstehen, jedoch nicht bereits in die Ge-
bühr einbezogen sind, sind zu ersetzen. Das gilt 
auch, wenn die bzw. der Gebührenpflichtige von 
der Entrichtung der Gebühr befreit ist. 

 
2. Sie können auch der- bzw. demjenigen auferlegt 

werden, die bzw. der sie durch unbegründete 
Einwendungen verursacht hat. 

 
3. Zu ersetzen sind insbesondere 
 

a) im Einzelfall besonders hohe Telefon- oder 
Zustellkosten, 

 
b) Kosten öffentlicher Bekanntmachungen, 

 
c) Zeugen- und Sachverständigenkosten, 

 
d) die bei Dienstgeschäften entstehenden Rei-

sekosten, 
 

e) Kosten der Beförderung oder Verwahrung 
von Sachen. 

 

Die meisten unter 
Nummer 3.a) aufge-
führten Kommunikati-
onswege gibt es nicht 
mehr. Sie wurden da-
her gestrichen. Tele-
fon- und Zustellkos-
ten sind in der Regel 
in den Gebührentari-
fen enthalten. Sollten 
in Einzelfällen beson-
ders hohe Auslagen 
für Telefonate oder 
für die Zustellung ent-
stehen, soll die Rege-
lung erhalten bleiben, 
dass diese weiterhin 
von den Gebühren-
pflichtigen zu erset-
zen sind. 



 - 8 -  
 

Alte Fassung Neue Fassung Bemerkungen 
 

4. Für den Ersatz der Auslagen gelten die Vor-
schriften dieser Satzung entsprechend. 

 
 

 

4. Für den Ersatz der Auslagen gelten die Vor-
schriften dieser Satzung entsprechend. 

 
 

§ 8 
Vorschusszahlung 

 

§ 8 
Vorschusszahlung 

 

 

Eine Leistung, die auf Antrag vorzunehmen ist, 
kann von der Zahlung eines angemessenen Vor-
schusses bis zur voraussichtlichen Höhe der Ge-
bühren und Auslagen abhängig gemacht werden. 
 

 

 unverändert 

§ 9 
Inkrafttreten 

 

§ 9 
Inkrafttreten 

 

 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung in Kraft. 
 
Am gleichen Tage verliert die Verwaltungsgebüh-
rensatzung der Stadt Leverkusen vom 11.05.1994 
ihre Gültigkeit. 
 

 unverändert 
 
 
 

 


